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Aus anderen sozialistischen Ländern
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der Friedrich-Schüler-Universität Jena

Mit der neuen Verfassung der UdSSR vom 7. Oktober 1977 
ist zugleich di« Verwirklichung eines Programms der wei­
teren Vervollkommnung der sowjetischen Gesetzgebung 
in Angriff genommen worden.1 Wichtige neue Gesetze auf 
dem Gebiet der Rechtspflege wurden in der Tagung des 
Obersten Sowjets der UdSSR am 30. November 1979 be­
schlossen: das Gesetz über das Oberste Gericht, das Ge­
setz über die Staatsanwaltschaft und das Gesetz über die 
Rechtsanwaltschaft in der UdSSR. Neue Fragen der Straf­
rechtsentwicklung sind zur Zeit Gegenstand lebhafter 
Diskussionen sowjetischer Rechtswissenschaftler.* 1 2 Auf 
einige dieser Fragen und aktuelle Entwicklungstendenzen 
des sowjetischen Strafrechts soll im folgenden näher ein­
gegangen werden.

Die gegenwärtige Struktur
der sowjetischen Strafgesetzgebung

Das geltende Strafrecht der UdSSR besteht
1. aus den Grundlagen der Strafgesetzgebung der 

UdSSR und der Unionsrepubliken vom 25. Dezember 1958 
(im folgenden: „Grundlagen“),

2. aus den Unionsgesetzen über die strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit für Staatsverbrechen und über die straf­
rechtliche Verantwortlichkeit für Militärstraftaten vom 
25. Dezember 1958,

3. aus den Strafgesetzbüchern (Strafkodexen) der 
Unionsrepubliken, die in den Jahren 1959 bis 1961 ange­
nommen worden sind.

Die „Grundlagen“3 * * bestehen aus vier Teilen, und zwar 
den allgemeinen Bestimmungen (die insbesondere die 
Strafgesetzgebung der UdSSR und der Unionsrepubliken 
und den Geltungsbereich der Strafgesetze betreffen), den 
Bestimmungen über die Straftaten (insbesondere Begriff 
der Straftat, Schuld, Verantwortlichkeit Minderjähriger, 
Rechtfertigungsgründe usw.), den Bestimmungen über die 
Strafen sowie den Bestimmungen über die Strafzumes­
sung und den Straferlaß.

Sowohl die „Grundlagen“ als auch die beiden Unions­
gesetze über die strafrechtliche Verantwortlichkeit für 
Staatsverbrechen und Militärstraftaten sind Bestandteil 
der Strafgesetzbücher der Unionsrepubliken geworden. 
Diese enthalten (mit Ausnahme der StGB der Usbeki­
schen und der Kasachischen SSR) ausdrücklich den Hin­
weis, daß sie von den Prinzipien und den allgemeinen 
Vorschriften der „Grundlagen“ ausgehen (vgl. Art. 2 Abs. 1 
StGB der RSFSR).4

In Unionsgesetzen kann die strafrechtliche Verant­
wortlichkeit „auch für andere gegen die Interessen der 
UdSSR gerichtete Straftaten“ bestimmt werden (Art. 2 
Abs. 2 der „Grundlagen“). Derartige Unionsstrafgesetze, 
die bisher in der Regel in Form von Erlassen des Präsi­
diums des Obersten Sowjets der UdSSR ergangen sind 
(z. B. „Über die Verstärkung der Verantwortlichkeit für 
Angriffe auf Leben, Gesundheit und Ehre der Mitarbeiter 
der Miliz und der freiwilligen Volksabteilungen“ vom
15. Februar 1962 und „Über die Verstärkung der Verant­
wortlichkeit für Rowdytum“ vom 26. Juli 1966), werden 
durch Erlasse der Präsidien der Obersten Sowjets der 
Unionsrepubliken in die Strafgesetzbücher der Unionsre­

publiken aufgenommen, gelten jedoch bis zu ihrer Auf­
nahme unmittelbar auf den Territorien der Unionsrepu­
bliken.

Diese Struktur der geltenden Strafgesetzgebung erklärt 
sich aus den verfassungsmäßigen Kompetenzen der UdSSR 
und der Unionsrepubliken in Gestalt ihrer höchsten Or­
gane der staatlichen Macht und Leitung im Rahmen des 
sowjetischen Föderalismus. Sie geht auf eine am 11. Fe­
bruar 1957 erfolgte Änderung des Art. 14 Buchst, u der 
Verfassung der UdSSR von 1936 zurück. Danach gehörte 
zur Kompetenz der UdSSR die „Festlegung der Grund­
lagen der Gesetzgebung über den Gerichtsaufbau und das 
Gerichtsverfahren, der Grundlagen der Zivil-, Straf- und 
Besserungsarbeitsgesetzgebung“. Mit der Verfassungsän­
derung von 1957 war folglich entschieden, daß die Straf­
gesetzgebung in die Kompetenz der einzelnen Unionsre­
publiken fällt, während die Union sich auf die Festlegung 
der Grundlagen der Strafgesetzgebung beschränkt.

Die gegenwärtige Struktur der sowjetischen Strafge­
setzgebung macht deutlich, daß zur Wahrung der gesamt­
staatlichen und gesamtnationalen Interessen und Aufga­
ben des Sowjetstaates neben den „Grundlagen“ Unions­
strafgesetze über die strafrechtliche Verantwortlichkeit für 
bestimmte Straftaten erforderlich sind. Analysiert man 
die Strafrechtsentwicklung der UdSSR seit 1958, dann tritt 
die überragende Bedeutung der Unionsstrafgesetzgebung 
hervor. Unverkennbar wurden eine Reihe von Strafrechts­
normen mit dem Ziel der einheitlichen Regelung für die 
gesamte UdSSR erlassen.5 Die Tendenz zur Vereinheitli­
chung der Strafgesetzgebung wurde nicht zuletzt durch die 
sowjetische Strafrechtswissenschaft gefördert. Es zeigte 
sich, daß mit dem Fortschreiten der gesellschaftlichen Ent­
wicklung in der UdSSR und der weiteren Annäherung der 
einzelnen Nationen und Nationalitäten bestimmte, histo­
risch bedingte Unterschiede auch in den strafrechtlichen 
Regelungen immer mehr in den Hintergrund treten.6

Der Einfluß der neuen Verfassung 
auf die Strafgesetzgebung

Die Verfassung der UdSSR von 1977 hat zunächst keine 
unmittelbaren Auswirkungen auf die gegenwärtige Struk­
tur der sowjetischen Strafgesetzgebung. Sie bekräftigt die 
Kompetenzen der UdSSR und der Unionsrepubliken, ohne 
das Strafrecht als Gegenstand dieser Gesetzgebung aus­
drücklich zu erwähnen. Insoweit unterscheidet sie sich 
von den vorangegangenen Verfassungen, aber dies ist kein 
wesentlicher Unterschied.

Von Bedeutung ist jedoch die Festlegung in Art. 73 
Ziff. 4 der Verfassung, wonach „die Sicherung der Einheit 
der gesetzgeberischen Regelung auf dem gesamten Terri­
torium der UdSSR“ zu den Verfassungskompetenzen der 
Union zählt. Diese Festlegung ist einerseits Ausdruck 
einer bestimmten Praxis, wie sie sich auch in der Straf­
gesetzgebung seit 1958 widerspiegelt; andererseits trägt sie 
den objektiven Prozessen der ökonomischen, sozialen und 
kulturellen Annäherung der Unionsrepubliken Rechnung.

Unter Berücksichtigung dieser Entwicklung wird von 
sowjetischen Rechtswissenschaftlem die Frage nach der 
optimalen Entwicklung der sowjetischen Strafgesetzge­
bung aufgeworfen. So unterbreiten G. A. S1 о b i n / S. G. 
K e l i n a / A .  M .  J a k o w l e w  mehrere Varianten, darun­
ter auch die Schaffung eines Strafgesetzbuchs der UdSSR, 
das die geltenden „Grundlagen“ und die StGB der Unions­
republiken ersetzen soll.7 I. I. K a r p e z  fordert, konkret 
zu untersuchen, welche tatsächlichen nationalen Besonder­
heiten (z. B. in den transkaukasischen und den mittelasia­
tischen Republiken) bei der Vervollkommnung der Straf­
gesetzgebung zu berücksichtigen sind.8 Er meint, daß z. B. 
Unterschiede hinsichtlich der Festlegung und der Anwen-


